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ſich bewerbenden Militäranwärter unter den beſtehenden Verhältniſſen keine

Ausſicht auf Einberuſung hat , daß jedoch der Oberpräſident gegen die Neufeſt —

ſetzung einer Altersgrenze , falls dieſe nur günſtiger als die bisherige iſt , Ein —

wendungen nicht erheben würde , die Höchſtaltersgrenze für die Einberufung von

Militäranwärtern in den ſtädtiſchen Dienſt auf das 37. Lebensjahr feſtzuſetzen

vorgeſchlagen . Wir haben dieſem Beſchluſſe zugeſtimmt und erſuchen die Stadt —

verordnetenverſammlung ,

ſich ebenfalls mit dieſer Neuregelung der Höchſtaltersgrenze für

die Einberufung der Militäranwärter einverſtanden zu erklären .

Berlin , den 1. Juli 1913 .

Magiſtrat der Königl . Haupt - und Reſidenzſtadt .

J . V. gez . Dr . Straßmann . “

Es iſt intereſſant , wenn man ſich dagegen die Anlage Jder An —

ſtellungsgrundſätze anſieht , in der 60 Privatbahnen aufgeführt ſind ,

die Militäranwärter einſtellen müſſen ; davon müſſen allein 54 der⸗

ſelben Militäranwärter bis zum 40 . Lebensjahre annehmen . Ahnlich

iſt es bei den Privatbahnen der übrigen Bundesſtaaten , die in der

„ Vakanzenliſte für Militäranwärter und für Inhaber des Anſtellungs

ſcheins “ vom 4. September 1913 Nr . 36 aufgeführt ſind . Man ſollte

meinen , daß die öffentlichen Behörden erſt recht gehalten ſeien , Militär⸗

anwärter mindeſtens bis zum 40 . Lebensjahre einzuſtellen . Es wird

eine wichtige Aufgabe der maßgebenden Inſtanzen ſein , dieſe An —

gelegenheit recht bald einheitlich zu regeln .

D. Beſeitigung oder Verkürzung des Diätariats .

Nach den Angaben des preußiſchen Kriegsminiſters haben die

Unteroffiziere , ehe ſie zur Anſtellung kommen , in der Regel 13 Jahre

gedient ; wie wir ſoeben geſehen haben , iſt aber für viele die Warte —

zeit eine längere . Da im allgemeinen das 20 . Lebensjahr überſchritten

iſt , wenn die Einſtellung ins Heer erfolgt , ſo ſind die Militäranwärter

älter als 32 Jahre , wenn ſie für den Zivildienſt in Betracht kommen ,

die größte Anzahl derſelben hat auch bereits Familie . Das ganze Weſen

der Zivilverſorgung ſchließt es in ſich , daß deshalb die Anſtellung im

Zivildienſt nicht nur alsbald erfolgt , ſondern daß nach Ablauf der Probe —

dienſtleiſtung ſofort die etatsmäßige Anſtellung erfolgt . So ſehen es

auch die Anſtellungsgrundſätze vor ; § 19 derſelben ſpricht von der „ An

ſtellung “; er enthält kein Wort von der Beſchäftigung als Diätar , als

Gehilfe , als Hilfsarbeiter ufw . Das Wort „ Anſtellung “ kann nur ſo

aufgefaßt werden , daß es ſich um eine feſte , etatsmäßige Anſtellung

handelt ; ſonſt müßte der Ausdruck „Beſchäftigung “ gewählt werden ;

dieſer aber iſt vermieden worden . In einigen Bundesſtaaten ( Bayern ,

Sachſen , Anhalt ) legt man dieſe Vorſchrift auch ſo aus und gibt dem

Militäranwärter nach der Probedienſtleiſtung ſofort eine Anſtellung
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mit Penſionsberechtigung . Leider geht das Reich und Preußen hier

nicht mit gutem Beiſpiel voran ; lediglich aus kleinlicher Sparſamkeit
hat man teilweiſe das Diätariat neu eingeführt und rühmt ſich der er

zielten Erſparniſſe , erzielt auf Koſten der Familien der alten Unter —

offiziere . Es gibt eine Reihe von Behörden , welche die Militäranwärter

eine ganze Reihe von Jahren als Hilfsarbeiter , Diätare uſw . beſchäf
tigen und ſo, wie der Bund der Militäranwärter in einer Eingabe an

den Reichstag ſagt , dem Zweck der Zivilverſorgung entgegenarbeiten ;
denn :

„J1. Der Übergang von einer penſionsberechtigten Stelle in eine andere , alſo
vom Militär - in den Zivildienſt , erfolgt nicht nach Ablauf der Einarbeitungs⸗
zeit ( Probezeit ) unmittelbar , ſondern erſt nach einer ſich anſchließenden Be

ſchäftigung als Diätar uſw .

Die jetzige Zivilverſorgung ſichert den Militäranwärtern während der Über⸗

gangszeit nicht die durch die Anſtellungsgrundſätze verbürgte Verſorgung
mit Penſionsberechtigung .
Die Militäranwärter können infolge dieſer langen Beſchäftigungszeit im

Durchſchnitt nicht das Höchſtgehalt ihrer Stellen erreichen .
4. Die Wohltaten der Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungs⸗

dienſtalter kommen den Militäranwärtern nicht in dem Maße zugute , als

wenn die Anſtellung vor Ablauf einer Geſamtdienſtzeit von 15 Jahren er⸗

folgen würde .

Durch die eigenartige Beſetzung der den Militäranwärtern vorbehaltenen
Stellen wird das Anteilsverhältnis nicht gewahrt , auch die Anſtellungs⸗
ausſichten werden weſentlich verſchlechtert und ſomit die Unterbringung der

Militäranwärter ſehr in Frage geſtellt .
6. Die Dienſtbezüge während der Beſchäftigungszeit entſprechen nicht den be —

ſtehenden Verhältniſſen und reichen nicht im entfernteſten zur Ernährung
einer Beamtenfamilie aus . “

ο
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Die Begründung der einzelnen Punkte iſt eine gegebene . Nun

wird man ſagen , daß es in der Praxis nicht geht , den Militäranwärter

nach Ablauf des Probedienſtes ſofort in eine etatsmäßige Stelle zu

bringen ; es ſei keine Stelle offen , mitten im Etatsjahr laſſe ſich keine

neue Stelle ſchaffen , auch dürfe man Stellen nicht nur aus perſön —
lichen Gründen errichten . Dieſe Einwendungen haben einen berech —

tigten Kern ; aber ſie führen zu einem andern Schluß : es muß eben

mehr Syſtem und Ordnung in die Annahme von Militäranwärtern

gebracht werden ; die Behörde muß wiſſen , daß ſie dieſen Bewerber

bald etatsmäßig anzuſtellen hat , daß die Stelle dann entweder offen

ſein muß oder zu errichten iſt . Gar manche Stelle in den einzelnen
Etats iſt ſchon aus perſönlichen Gründen errichtet worden , freilich

nicht ſolche für Militäranwärter . Bei gutem Willen und mehr

Ordnung in der Einberufung der Militäranwärter können keine



Schwierigkeiten beſtehen . Will man aber allen Bedenken Rechnung

tragen , ſo ließe ſich in den Grundſätzen eine Vorſchrift treffen , welche

in beſonderen Fällen (z. B. mit des Reichskanzlers )
eine diätariſche Beſchäftigung für eine beſtimmte Zeit zuläßt . Mit

einer ſolchen Vorſchrift würde aber allem Rechnung getragen werden .

Ganz allgemein kann man eine ſolche Höchſtdauer der diätariſchen

Beſchäftigung nicht vorſchreiben , weil ſonſt dieſe Höchſtdauer zur regel —

mäßigen Beſchäftigungsdauer als Hilfskraft wird .

Das Einkommen während der diätariſchen Beſchäftigung muß

als äußerſt dürftig und in den meiſten Fällen als unzureichend an

geſehen werden . Man ſollte annehmen , daß die Anſtellungsgrund —

ſätze auch hier getroffen hätten ; § 21 tut es auch , indem er

vorſchreibt , daß / des Einkommens der Stelle gewährt welben müſſe .

Die Verwaltung legt dies nun ſo aus , „ daß dem Militäranwärter

während der Probedienſtleiſtung 3/ des Einkommens der Stelle zu

ſtehe , die er verſehe , nicht aber /4 des Einkommens einer etatsmäßigen

Stelle , die er erſt ſpäter nach Zurücklegung einer Diätarienzeit erlangen

würde . .. . Nur 3/ des Einkommens der Stelle , in der der Militär

anwärter beſchäftigt wird , werde hierdurch gewährleiſtet , alſo den

Diätaren 3 / des Einkommens der Diätare . “ Dieſe Handhabung ſcheint

mir unhaltbar zu ſein ; es liegt nämlich gar kein innerer Grund vor ,

warum der Militäranwärter , wenn er Diätar iſt , nur 3½ von dem er

halten ſoll , was ein anderer Diätar bekommt ; er iſt zudem in der Regel

älter als der Zivilanwärter . Die durch das Reich garantierte unterſte

Einkommensgrenze beſteht für das Diätariat nicht mehr und ſo iſt der

Militäranwärter doppelt ſchlecht daran . In Berlin z. B. , wo der Woh

nungsgeldzuſchuß für mittlere Reichsbeamte auf 800 Mk . feſtgeſetzt

worden iſt , muß der Diätar uſw . für eine Familie von 4 Köpfen unter

größtmöglichſter Einſchränkung über 500 Mk . für eine kaum den not —

dürftigſten Anforderungen entſprechende Wohnung — eine zwei

zimmerige Wohnung koſtet in Groß - Berlin 500 bis 650 Mk, , eine drei

zimmerige 775 bis 900 Mk . —und , da er mit ſeiner Familie auf der

Straße anſtändig gekleidet erſcheinen ſoll, für Kleidung uſw . jährlich
über 250 Mk . ausgeben . Zum Sen uhal , zur Erziehung der

Kinder , für Ausgaben bei Krankheitsfällen uſw . bleibt ihm demnach

kaum ½ der Einkommensſätze von 1500 —1800 Mk .

Ein Zivilanwärterdiätar , der die Anwartſchaft auf die gleiche

Stellung wie der Militäranwärter beſitzt , der noch keine Familie zu

ernähren und dem Staate kaum ſechs Jahre gedient hat , erreicht im

24 . Lebensjahr ein höheres Einkommen , als ein Militäranwärter im



34 . Lebensjahre , der dem Staate ſchon 13 bis 14 Jahre gedient und der

meiſt eine Familie zu ernähren hat . Ein Unterbeamter ( Zivilanwärter )
bei der Poſtverwaltung wird gewöhnlich 10 Jahre nach der Einſtellung
—die Militärdienſtzeit wird dabei angerechnet — als Schaffner mit

1200 Mk . Gehalt und 480 Mk . Wohnungsgeldzuſchuß ( Servisklaſſe &)
1680 Mk . angeſtellt ; er erhält demnach jahrelang mehr als ein viel

älterer Militäranwärter in einer mittleren Beamtenſtellung mit er —

heblich längerer Dienſtzeit . Dieſe Tatſachen ſprechen für ſich ſelbſt .

E. Anſtellung auf Lebenszeit .
Sobald der Militäranwärter nach Maßgabe der beſtehenden Be —

ſtimmungen in den Zivildienſt übernommen iſt , wird ihm der Zivil —

verſorgungsſchein abgefordert und zu den Akten genommen , d. h. die

Anſtellung tritt an die Stelle des Zivilverſorgungsſcheins . Der Schein

birgt aber eine lebenslängliche Verſorgung in ſich , mithin kann auch die

Anſtellung , die gegen Austauſch des Scheines zu erfolgen hat , nur

eine lebenslängliche ſein . Die Entlaſſung des Verſorgungsberechtigten

dürfte daher nicht im Kündigungswege , ſondern nur durch ein Diſzi —

plinarverfahren zuläſſig ſein . Bei der Schaffung der Zivilverſorgung

ging man von der Vorausſetzung aus , daß die Militäranwärter be —

ſtimmt zu verſorgen ſeien und man dachte nur an dauernde Anſtellung ;
das allein kann man eine Verſorgung nennen ; eine kündbare An —

ſtellung iſt keine Verſorgung .

In unkündbare Stellungen aber gelangen die Militäranwärter

nach erfolgreich beendeter Probezeit gegenwärtig nur bei ſehr wenigen

Anſtellungsbehörden . Im allgemeinen ſind ſie gezwungen , ein künd —

bares Anſtellungsverhältnis einzugehen . Bei vielen Stellen , beſon —
ders im Unterbeamtendienſte , wird die Kündbarkeit dauernd aufrecht

erhalten ; bei andern iſt die unkündbare Anſtellung erſt nach Zurück⸗—
einer langjährigen diätariſchen Beſchäftigung und nach Verlauf

mehrerer Jahre ſeit der Anſtellung zu erlangen , wobei faſt jede Behörde

mit den Wartezeiten verſchieden verfährt , ſo daß z. B. die eine Behörde

ihre Unterbeamten nach 5, die andere nach 10 Dienſtjahren und die

dritte ſie überhaupt nicht auf Lebenszeit anſtellt . Hierin liegt nicht
allein eine Verkennung des in dem Zivilverſorgungsſcheine verbürgten

Wertes , es werden dadurch auch Beunruhigungen in die Beamten —

klaſſen hineingetragen .

Zur Rechtfertigung dieſes Kunterbuntes in der Verſorgung der

Unteroffiziere erklärte die Reichsleitung im Reichstage : „ Keine Ver⸗

waltung könne wohl ohne Schaden gezwungen werden , Beamte , die

ſie manchmal erſt recht kurze Zeit kenne , ſo feſt an ſich zu feſſeln , daß
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